
Wir in Schleswig-Holstein
Herausgeber: SPD-Landes-

verband Schleswig-Holstein, 
Kleiner Kuhberg 28-30, 24103 Kiel.

Redaktion: Dietrich Drescher, 
Christian Kröning (verantwortlich)

3 | 2006

Klares Bekenntnis zum Staat

Wir in Schleswig-Holstein: 
Haben Globalisierung, Neo-
liberalismus und Raubtier-
kapitalismus den Staat ge-
schwächt?

Der Nationalstaat gerät 
in der Tat durch den welt-
weiten wirtschaftlichen 
Wettbewerb immer mehr 
in die Klemme. Das Prinzip 
der individuellen Nutzen-
maximierung scheint alle 
anderen Orientierungen zu 
verdrängen und erschwert 
damit jede Form von ge-
meinschaftlichem Handeln. 
Eben dazu, die sozialen Pro-
bleme gemeinschaftlich zu 
lösen, haben wir den Staat. 
Als quasi-staatliche Organi-
sation ist heute die EU ein 

ähnlich wichtiger Akteur in 
der Auseinandersetzung mit 
der Globalisierung.

Welche Aufgaben des Staates 
und öffentliche Güter sind 
unveräußerlich, müssen al-
so verteidigt werden?

Der Staat muss den Frie-
den und die Rechte der Men-
schen schützen, also Rechts-
sicherheit und Rechtsschutz 
organisieren, die Freiheit-
lichkeit der Gesellschaft 
gewährleisten und den 
Menschen, die ihren Unter-
halt nicht oder nicht mehr 
durch Arbeit verdienen kön-
nen, eine menschenwürdige 
Existenz sichern. Er hat dar-
über hinaus die Aufgabe, die 
Lebensbedingungen auch 

dabei von gesellschaftlichen 
Vereinigungen und Kirchen 
unterstützen lassen. 

Sozialdemokratische Grund-
überzeugung ist es, dass 
ohne soziale Gerechtigkeit 
Demokratie nicht Bestand 
haben kann. Stimmt diese 
These?

Demokratie und Sozial-
staat sind nicht zu trennen. 
Wenn der Staat seine Aufga-

Neunter 
politischer 
Aschermittwoch
in Norddeutschland.
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„Tonhalle“ Marne
1. März 2006, 18 Uhr

Mit Innenminister
Dr. Ralf Stegner 

in Norddeutschland.

braucht die Gesellschaft 
mehr Freiheit, wo den star-
ken, handlungsfähigen 
Staat?

Der Staat ist die gemein-
same Einrichtung der Bür-
ger. Wo wir als Bürger oh-
ne Beteiligung des Staates 
handeln können, sollen wir 
das tun – private Initiati-
ven aller Art, persönlicher 
Einsatz von Einzelnen und 
Stiftungen für öffentliche 
Zwecke entlasten den Staat 
und bilden das „Unterfut-
ter“ der Demokratie. Die 
Gesellschaft hat in Deutsch-
land fast alle Freiheiten, um 
sich nach ihren Vorstellun-
gen zu entwickeln; insbe-
sondere Meinungs- und Me-
dienfreiheit sind gesichert. 

Stark muss der Staat überall 
da sein, wo wirtschaftliche 
Macht die individuellen Frei-
heiten – etwa durch Medien-
konzentration – oder die öf-
fentlichen Güter wie Natur 
und Umwelt gefährdet und 
wenn die soziale Sicherheit 
bewahrt werden muss. 

Hans Peter Bull, Prof. Dr. jur., geb. 1936, ist Professor 
für Öffentliches Recht. Er lehrte an der Universität 
Hamburg und war von 1978 bis 1983 der erste Bundes-
beauftragte für den Datenschutz und von 1988 bis 
1995 Innenminister des Landes Schleswig-Holstein. 
Im Auftrag der nordrhein-westfälischen Landes-
regierung leitete er zudem die Kommission »Zukunft 
des öffentlichen Dienstes – öffentlicher Dienst der 
Zukunft«, die im Jahre 2003 einen umfassenden Re-
formvorschlag vorlegte. 
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Hans Peter Bull

Absage an den Staat?
Warum Deutschland besser ist als sein Ruf

 Mit einem Vorwort 
 von Hans-Jochen Vogel
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Deutschland ist unzufrieden. Seit Jahren wird allenthalben 
»Verdrossenheit« festgestellt. Die Politik gilt als ineffizient und 
ungerecht, die Politiker werden als dumm und korrupt be-
schimpft. Lösungen der großen Gegenwarts- und Zukunftsfra-
gen scheinen unmöglich zu sein. Nicht nur die Wirtschafts-
lage ist schlecht und die Aussichten sind ungewiss – wir erleben 
auch eine Krise unseres Bewusstseins. Was ist aus den Idealen 
von Demokratie, Rechtsstaat und Sozialstaat geworden?

Überzogene Erwartungen und unerfüllbare Versprechungen las-
sen die tatsächlichen Ergebnisse aktueller Politik in schlechtem 
Licht erscheinen. Besserwisser prägen zunehmend unsere Wahr-
nehmung der Verhältnisse. Es häufen sich undurchdachte Vor-
schläge zur Umgestaltung der politischen Entscheidungsprozesse 
und zur Aufgabenverteilung zwischen Staat und Gesellschaft.
Der Autor dieses Buch legt Widerspruch ein. Er unterzieht die 
Republik einer kritischen Bestandsaufnahme. Sein Resümee ist 
eindeutig: Schluss mit der Meckerei! Unser Staat ist in deutlich 
besserem Zustand als unterstellt. Gefährdet ist er durch eng-
stirnige Parteipolitik und unbestimmte Reformankündigungen. 
Die Grundlagen für eine stabile sozialstaatliche Demokratie sind 
gegeben. Sie müssen mit neuem Leben erfüllt werden.

»Das Buch macht Mut und stärkt das Selbstvertrauen.«
                                                               Hans-Jochen Vogel

ISBN 3-86602-095-3

»Lasst uns politische Probleme mit Realismus, 
Nüchternheit und Vernunft lösen. Lasst uns auf-
hören mit Scheingefechten und Scheinlösungen. 
Dazu müssen wir die gewaltigen Möglichkeiten 
besser nutzen, die unsere Regelwerke bieten, also 
die Demokratie aktivieren. Was nicht mehr geht 
ist: den politischen Betrieb so weiterlaufen lassen 
wie bisher.«

Der Autor unterzieht alle Bereiche des Staates einer 
kritischen Bestandsaufnahme. Dabei betrachtet er 
die Föderalismusreform und die Forderung nach 
Volksabstimmungen; die Verantwortung der »politi-
schen Klasse« und die Reform des Beamtenrechts; 
die innere Sicherheit des Landes und den Zustand 
des Sozialstaates.

Ein Buch wider den Trend der Zeit. Eine kluge und 
fundierte Analyse von einem Grenzgänger zwischen 
politischer Theorie und Praxis. 
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Neumitglieder-Seminar in der 
Gustav-Heinemann-Bildungsstät-
te, Bad Malente:
10. bis 12. März

„Fit fürs Ehrenamt“, Seminarrei-
he der Parteischule für Ortsver-
einsvorsitzende in der Gustav-
Heinemann-Bildungsstätte: 
25. bis 27. August
15. bis 17. September
3. bis 5. November
Anmeldung: SPD-Landesverband,  
Elfriede Marx, 04 31/9 06 06-46, 
Elfriede.Marx@spd.de

Seminare

Hans Peter Bull: Demokratie und 
Sozialstaat sind nicht zu trennen.

Hans Peter Bull
Absage an den Staat? 
Warum Deutschland besser ist als 
sein Ruf. Mit einem Vorwort von 
Hans-Jochen Vogel.
294 Seiten, Broschur, Fadenhef-
tung, 14 x 22,4 cm, € 19.80
ISBN 3-86602-095-3
Buchshop: www.ba-wbh.de

Prof. Dr. Hans Peter Bull, Staatsrechtler und früherer Innenminister 
Schleswig-Holsteins, hat mit seinem neuen Buch „Absage an den Staat?“ 
für Aufsehen gesorgt. In unserem Interview erläutert er, warum ein star-
ker und funktionierender Staat das Fundament sozialer Gerechtigkeit ist.

künftiger Generationen zu 
bewahren. Überall da, wo 
Wirtschaft und Gesellschaft 
dies nicht aus eigener Kraft 
schaffen können, folgen dar-
aus Handlungspfl ichten des 
Staates – vom Umweltschutz 
bis zur Bildungspolitik. 

Kann ohne handlungsfähi-
gen Staat soziale Gerechtig-
keit organisiert werden?

Soziale Gerechtigkeit 
stellt sich nicht von selbst 
her, schon gar nicht wenn 
die Unternehmen massen-
haft Arbeitsplätze abbauen. 
Ein ausgebautes Sozialleis-
tungssystem ist unverzicht-
bar, wenn die Gesellschaft 
die Globalisierung bewälti-
gen soll. Nur der Staat kann 
soziale Gerechtigkeit organi-
sieren; er kann und soll sich 

be verfehlt, für soziale Ge-
rechtigkeit zu sorgen, gerät 
die demokratische Ordnung 
in Gefahr. Wenn die Demo-
kratie unsozial wird, ist sie 
im Kern keine Demokratie 
mehr. 

Die Sozialdemokratie disku-
tiert ein neues Grundsatz-
programm. In welcher Be-
ziehung stehen Demokratie, 
soziale Gerechtigkeit und 
Staat zueinander?

Der demokratisch aufge-
baute Staat muss die soziale 
Gerechtigkeit garantieren. 
Dazu gehört auch, dass er 
gut „funktioniert“. Der Staat 
muss effektiv sein, um seine 
Aufgaben erfüllen zu kön-
nen. Die richtige Gestaltung 
der politischen Entschei-
dungsprozesse ist ebenso 
wichtig wie die wirkungs-
fähige Durchsetzung der 
Normen und die effi ziente 
Erbringung der staatlichen 
(und kommunalen) Leistun-
gen. 

Wie sehen Sie das Leitbild 
der Bürgergesellschaft? Wo 

»Soziale Gerechtigkeit 
stellt sich nicht von 

selbst her.«

»Private Initiative ist 
das Unterfutter der 

Demokratie.«



 Wir in Schleswig-Holstein 3 | 2006II

ANZEIGE

kratische Gemeinde“ (DE-
MO) einen eigenen achtseiti-
gen Regionalteil an. 

Die Zeitschriften werden 
per Post kostenlos an alle 
SGK-Mitglieder verteilt, der 
Bezug ist im Mitgliedsbeitrag 
bereits enthalten. In diesem 
Jahr sind vier Ausgaben mit 

Informationen und Meinun-
gen aus der Region fest ein-
geplant. Das übergeordnete 
Ziel ist, die Kommunalwahl 
und Bürgerschaftswahl 2008 
mit vorzubereiten. 

Bundesweit einmalig 
ist, dass das Blatt von einer 
Redaktion gemacht wird, 
die sich aus zwei Bundes-
ländern zusammensetzt. 
Ihr ist bewusst, dass sich 
die kommunalen Probleme 
in einem Flächenstaat von 
denen in einem Stadtstaat 
unterscheiden. „Verwal-
tungsstrukturreform“ in 
Schleswig-Holstein und „Be-
zirksverwaltungsreform“ in 
Hamburg klingen zwar ganz 
ähnlich, haben aber unter-
schiedliche Bedeutungen 
und Auswirkungen. 

In erster Linie soll aber 
über die Arbeit der SGK infor-
miert werden: Berichte über 
Jahreshauptversammlun-
gen, Regionalkonferenzen, 
über Bürgermeisterwahl-

Kommunalpolitik im Zeitschriftenformat
SGK Schleswig-Holstein und Hamburg legen Gemeinschaftsprojekt auf

Ortsverein stellt sich vor“, 
erfolgreiche Anträge oder 
musterhafte Initiativen und 
was daraus geworden ist, 
sollen beschrieben werden. 
Was sind besonders origi-
nelle  Aktionen gewesen, 
wie bereitet man ein Bürger-
begehren vor und führt es 

kämpfe, Kreisbereisungen 
oder die Kommunalakade-
mie, über Personalien und 
neue Projekte. „Portrait des 
Monats“, „eine Fraktion/ein 

Die SGK-Schleswig-Holstein lädt 
ein zu drei Fach-Konferenzen mit 
den Spitzen des Innenministeriums.
Die Veranstaltungen beginnen um 
18 Uhr mit dem Referat des Minis-
teriumsvertreters, danach gibt es 
einen kleinen Imbiss, anschließend 
ist eine ausführliche Diskussion 
vorgesehen. Das Ende ist für 
spätestens 21 Uhr eingeplant.
Termine und Orte:
8. März, Itzehoe
Hotel Mercure Klosterforst, Hansea-
tenplatz 2, 25524 Itzehoe.
Mit Staatssekretär Ulrich Lorenz.

23. März, Bad Segeberg
Jugendbildungsstätte „Mühle“, 
Theaterstudio, An der Trave 1-3,
23795 Bad Segeberg.
Mit Abteilungsleiter Ulrich Gudat.

4. April, Schleswig
Hotel Strandhalle, Strandweg 2,
24837 Schleswig.
Mit Innenminister Dr. Ralf Stegner.

Anmeldungen bitte an die SGK,  
c/o SPD-Büro Schleswig, König-
straße 4, 24837 Schleswig.

Verwaltungsstrukturreform
Regionalkonferenzen der SGK

Mitglieder der Sozialde-
mokratischen Gemeinschaft 
für Kommunalpolitik (SGK) 
in Schleswig-Holstein und 
Hamburg erhalten ab März 
einen wichtigen Informati-
onsvorsprung. Die beiden 
Landesverbände bieten in 
der SGK-Zeitschrift „Demo-

erfolgreich zum Bürgerent-
scheid? Was treibt der politi-
sche Gegner, welchen Gefah-
ren kann man aus dem Weg 
gehen? 

Aktuelle Themen sollen 
auch nicht zu kurz kommen: 
Hartz IV, demografischer 
Wandel, kommunale Finanz-
not, die familienfreundliche 
Gemeinde sind nur wenige 
Themenbeispiele. Das redak-
tionelle Konzept wird abge-
rundet durch ständige Rub-
riken wie Lesermeinung, die 
kommunale Glosse oder die 
Blitzmeldung.  

Über 300 Gäste wollten Vizekanzler Franz Müntefering beim Neu-
jahrsempfang des Kreisverbands Ostholstein hören. Kreisvorsit-
zende Regina Poersch (links) und Bundestagsabgeordnete Bettina 
Hagedorn empfingen den Gast am 28. Januar in Neustadt.
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Die Zeit der Flitterwochen in der Großen 
Koalition in Berlin ist vorbei. Schnell hat 
sich die neue Regierung an die Alltagsar-
beit gemacht. Wir Sozialdemokraten ha-
ben schnell erkennen müssen, dass wir in 
einem starken Spannungsverhältnis in die-
ser Koalition stehen. Konflikte bleiben nicht 
aus – auch nicht in den eigenen Reihen.

Ähnlich wie in Schleswig-Holstein müs-
sen wir Sozialdemokraten auch im Bund 
unsere Rolle neu finden. Koalitionspartner 
auf Augenhöhe zu sein, dabei nicht den 
Regierungs-Chef zu stellen und – zumin-
dest auf Bundesebene – für Sozialdemo-
kraten wichtige Ressorts nicht besetzen zu 
können, das muss noch verdaut werden. 
Um so wichtiger ist die Profilbildung unse-
rer Partei. 

Mit Matthias Platzeck hat die Partei einen 
Vorsitzenden, der in dieser Situation eine 
Chance ist! Sein Anliegen ist es nicht, im 
Basta-Stil der vergangenen Jahre die Par-
tei auf stromlinienförmigen Koalitionskurs 
zu bringen. Er bietet der Partei den Raum, 
den sie zum programmatischen Atmen 
braucht. Unsere Partei muss über den Tag 
hinaus politische Leitlinien und Visionen 
frei entwickeln ohne die Vereinbarungen 
des Koalitionsvertrages in Frage zu stellen. 

Matthias Platzeck hat 
als Vorsitzender, der 
nicht im Kabinett ein-
gebunden ist, diese 
Freiheit und gibt sie an 
die Partei weiter. So 
gesehen ist er – Stich-
wort Programmdebat-
te – der richtige Mann 
zur richtigen Zeit. Als 
Parteiratsvorsitzender werde ich Matthias 
Platzeck voll unterstützen.

Nach nicht einmal 100 Tagen wurde in 
den vergangenen Wochen bereits an un-
serem Parteivorsitzenden in den Medi-
en herumgemäkelt. Mir ist sein diskursi-
ver Stil lieber, als von dem Vorziehen der 
Rente mit 67 aus der Zeitung zu erfahren. 
Machtwörter sind nicht nötig, wo Führung 
als Gemeinschaftsaufgabe begriffen wird. 
Ich hoffe, dass im Fußballjahr 2006 schnell 
wieder zu einem Mannschaftsspiel zurück-
gefunden wird, bei dem der Stürmer von 
Mannschaftskollegen anständige Flanken 
bekommt um Tore zu schießen. Wir Sozi-
aldemokraten aus Schleswig-Holstein blei-
ben im Spiel – und unsere Flanken kom-
men von links!

Claus Möller, SPD-Landesvorsitzender

Der richtige Mann zur richtigen Zeit!

Schleswig-Holsteins SPD- 
Landesvorsitzender Claus 
Möller wurde am 30. Januar 
in Berlin zum neuen Vorsit-
zenden des Parteirates der 
SPD gewählt. Er löst damit 
Rüdiger Fikentscher ab, der 
nach elf Jahren nicht wieder 
für den Vorsitz des Partei-
rates kandidiert hat. Claus 
Möller erhielt bei 68 abge-
gebenen Stimmen nur eine 
Gegenstimme. 

In seiner Rede vor dem 
Parteirat stellte Claus Möller 
seine künftige Arbeit unter 

das Motto „Profil schärfen, 
Identität wahren“ und bezog 
dies vor allem auf die anste-
hende Diskussion eines neu-
en Grundsatzprogramms 
der SPD sowie die Politikbe-
reiche Familie, Gesundheit 
und Bildung. 

„Die Rolle des Parteirates 
bei der Profilbildung un-
serer Partei muss gestärkt 
werden. Wir brauchen da-
her eine frühzeitige und 
intensive Einbeziehung des 
Parteirates bei wichtigen 
politischen Themen und der 
Entwicklung von Zukunfts-
perspektiven“, betont Claus 
Möller.  So wird sich der 
Parteirat in seiner nächsten 
Sitzung mit der Umsetzung 
der Föderalismusreform 
befassen, die in den vergan-
genen Wochen, etwa wegen 
der Dezentralisierung des 
Beamtenrechts, aus den 
nördlichen Bundesländern 
vermehrt kritisiert wurde. 

Claus Möller Vorsitzender 
des SPD-Parteirates

11. März, 11 Uhr
100 Jahre Ortsverein Grömitz, mit 
Innenminister Dr. Ralf Stegner. 
Cismar, Klosterkrug.
25. März, 10 Uhr
Kommunalpolitische Konferenz 
zur Verwaltungsstrukturreform im 
Kreis Steinburg. Oelixdorf, „Unter 
den Linden“.

Termine
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Kreistagsfraktionsvorsitzender Reinhard Mendel (rechts) überbrachte 
dem Kreisvorsitzenden Martin Habersaat (Mitte) und Marco Chwalek 
vom Kreisbüro einen Blumengruß.

Mit neuen Räumen ins 
neue Jahr gestartet

Der SPD-Kreisverband 
Stormarn hat neue Räume 
bezogen. Mit vielen Gästen 
aus dem ganzen Kreis feierte 
der Vorstand am 4. Februar 
die Einweihung der neuen 
Geschäftsstelle in der Kreis-
stadt Bad Oldesloe. Das neue 

Büro bietet mehr Platz und 
ist zentral gelegen:
Kreisbüro Stormarn
Kurparkallee 2
23843 Bad Oldesloe
Tel. 0 45 31/18 83 65
Fax 0 45 31/18 83 66
kreisverband@spd-stormarn.de

Die Arbeitsgemeinschaft 
für Arbeitnehmerfragen 
(AfA) in der SPD hat sich ge-
gen die Rente mit 67 Jahren 
ausgesprochen. Sie forderte 
auf ihrer Landeskonferenz 
am 4. Februar in Schleswig 
die Bundestagsfraktion auf, 
die Regierungspläne abzu-
lehnen und sich stattdessen 
auf eine bessere Beschäfti-
gung älterer Arbeitnehmer 
zu konzentrieren. 

„Wir brauchen mehr Jobs 
für ältere Beschäftigte. Hält 
der Jugendwahn der Wirt-
schaft an, dann werden die 
Regierungspläne faktisch 
zu flächendeckenden Ren-
tenkürzungen“, sagte der 
wiedergewählte Landesvor-
sitzende der AfA-Schleswig-
Holstein, Wolfgang Mädel. 

Die Landeskonferenz be-
stätigte Wolfgang Mädel mit 
100 Prozent als AfA-Landes-
vorsitzenden. Stellvertreter 

AfA gegen »Rente mit 67«
Landeskonferenz der SPD-Arbeitnehmerorganisation diskutierte über 

Arbeitsmarktpolitik und wählte einen neuen Vorstand.
wurden Sabine-Almut Auer-
bach und Ralf Wrobel, die 
sich ebenfalls zur Wieder-
wahl stellten. Weiter gehö-
ren dem Landesvorstand an: 
Birte Pauls (Schleswig-Flens-
burg), Dagmar Wilhelmy-
Helmut (Kiel), Nils Bolwig 
(Stormarn), Daniel Friedrich, 
Bernd Losch (beide Lübeck), 
Gunnar Reichwaldt (Dith-
marschen), Helmut Ulbrand 
(Kiel) und Karsten Wessels 
(Dithmarschen). 

Wolfgang Mädel wurde einstim-
mig wiedergewählt.

Selbständige wählen neuen Vorstand
Die Arbeitsgemeinschaft „Selb-
ständige in der SPD“ (AGS) wählt 
einen neuen Landesvorstand. Nach 
über 20 Jahren Landesvorsitz der 
AGS kandidiert Klaus-Dieter Müller 
nicht wieder für den Vorstand. Mit 
einem Referat über sozialdemo-
kratische Wirtschaftspolitik wird 
er ein Resümee seiner Amtszeit 
ziehen. Als Gastredner wird Uwe 

Döring, Minister für Justiz, Arbeit 
und Europa des Landes Schleswig-
Holstein, über Arbeitsmarktpolitik 
informieren.
Ordentliche Landeskonferenz 
der Arbeitsgemeinschaft „Selb-
ständige in der SPD“ (AGS)
22. März 2006, 19.30 Uhr
Haus der Wirtschaft (IHK), Raum 
„Lübeck“, Bergstrasse 2, Kiel


